Berlin W. 8, Mauerſtr. 43,44. 
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Das Blatt erſcheint nach * + + Zu beziehen durch alle Poft- 
Bedarf, im allgemeinen — anſtalten und durch die 
monatlich zweimal, zum Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 6. 

der 


Handels- und Gewerbe- Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Berlin, Donnerstag, den 16. April 1908. i 


8. Jahrgang. 


Ar. 9, 


Inhalt: 
I. Perſonalien: S. 139. 

III. Handels angelegenheiten: 1. Schiffahrts angelegenheiten: Betr. Buchten von Sebaſtopol S. 140. — 
2. Verkehr mit Nahrungsmitteln: Betr. Verkehr mit gefälſchtem Honig S. 140. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Stehender Gewerbebetrieb: Betr. Geſchäftsbetrieb der Geſinde⸗ 
vermieter und Stellenvermittler S. 145. — 2. Dampfkeſſelweſen: Betr. Gebühren für Dampffaß⸗ 
unterſuchungen S 145. Betr. Gebühren für Dampffaßunterſuchungen S. 147 überſicht über die von 
den Gewerbe- und Waſſerbau⸗Inſpektionen, den Bergrevierbeamten, den Dampfkeſſel-Überwachungs⸗ 
vereinen und den Beſitzern, die nach den S$ 2 und 5 der Keſſelanweiſung von den amtlichen Prüfungen 
befreit find, im Laufe des Etatsjahrs 1906 überwachten Dampfkeſſel und die an ihnen ausgeführten 
Druckproben. Abnahmen uiw, S. 146. — 3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege: Betr. Blei- 
vergiftungen in Franſenknüpfereien S. 146. 

V. Gewerbliche Unterrichtsangelenenheiten: Fachſchulen: Betr. Verwaltung, Repiſion und Rechnungs⸗ 
legung der Kaſſen der ſtaatlichen gewerblichen Fachſchulen S. 148. 

Beilaue: Anweiſung über die Verwaltung, Reviſion und Rechnungslegung der Kaſſen der ſtaatlichen 
gewerblichen Fachſchulen S. 1 bis 86. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ der Gewerberat Back von Cöln I nach 


gnädigſt geruht, 

dem Kommerzienrat Karl Funke in Eſſen 
(Ruhr) den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat, 

dem Fabrikbeſitzer Ernſt Claes in Mühl⸗ 
hauſen i. Th., dem Kaufmann Hermann 
Haſenclever in Remſcheid, dem Fabrik— 
beſitzer Otto Hoeſch in Dresden und 
dem Kaufmann Leo Luſtig in Berlin 
den Charakter als Kommerzienrat 


zu verleihen. 


Der Navigationsvorſchullehrer, Navi⸗ 


gationslehrer Richter in Barth iſt an die 


Navigationsvorſchule in Altona verſetzt 
worden. 


Am 1. April d. J. ſind verſetzt worden: 

die Geheimen Regierungs⸗ und Gewerbe- 
räte Steinbrück von Caſſel nach 
Osnabrück und Siebert von Breslau 
nach Caſſel in der bisherigen Amt- 
eigenſchaft; 

der Gewerberat Dr. Czimatis von 
Solingen nach Breslau zur zunächſt 


Osnabrück und die Gewerbeinſpektoren 
Würfler von Goslar am Harz nach 
Küſtrin, Dr. Serda von Teltow in 
Berlin nach Teltow-Weſt in Grop- 
Lichterfelde, Claße von Neuſtettin nach 
Ratibor, Dr. Jungfer von Berlin C. 
nach Teltow⸗Oſt in Berlin, Dr. Moeller 
von Wittſtock nach Perleberg, Dr. 
Bender von Düren nach Berlin W. 
und von Gizycki von Berlin W. nach 
Goslar am Harz in der bisherigen 
Amtseigenſchaft; 


die Gewerbeinſpektoren Dr. Klein von 


Magdeburg nach Bitterfeld zur Ver⸗ 
waltung der dortigen Gewerbeinſpektion 
und Dr. Rölcke von Ratibor nach 
Magdeburg zur Unterſtützung des 
dortigen Regierungs- und Gewerberats; 


die Gewerbeaſſeſſoren Ulrichs von Hiridh- 


berg nach Cöln⸗Süd, Dreſcher von 
Eſſen (Ruhr) nach Cöln⸗Nord, Weſpy 
von Solingen nach Düren, Dr. Kuhl⸗ 
mann von Niederbarnim 80. in Berlin 
nach Solingen, Dr. Beckerhoff von 
Berlin S. nach Neuſtettin und SHu- 
mann von Berlin 80. nach Berlin C. 
unter Ernennung zu Gewerbeinſpektoren; 


kommiſſariſchen Verwaltung der dortigen der Gewerbeaſſeſſor Blatter von Frank⸗ 
Regierungs⸗ und Gewerberatsſtelle; furt a. M.I nach Berlin zur kommiſſa⸗ 
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riſchen Verwaltung der Gewerbe- | Die Gewerbereferendare Engel aus 
inſpektion Berlin NO.); . Königsberg i. Pr. und Vogel aus Bonn 

der Gewerbeaſſeſſor Albrecht von Frank- ſind nach beſtandener Prüfung zu Gewerbe⸗ 
furt a. M. 11 nach Frankfurt a. O. zur aſſeſſoren ernannt und den Gewerbeinſpektionen 
Vertretung des erkrankten dortigen Wiesbaden und Frankfurt a. M. II als Hilfs⸗ 
Gewerbeinſpektors; arbeiter überwieſen worden. 

die Gewerbeaſſeſſoren Schultze von Breslaull 
nach Caſſel, Pagel von Saarbrücken 
nach Crefeld, Blüher von Erfurt nach 
Magdeburg I, Mayer von Iſerlohn 
nach Flensburg, Lipſchitz von Magde- 


Es ſind ernannt worden: 
der Amtsrichter Dr. Sonntag in Kattowitz 


burg I nach Berlin SO., Grün von 
Berlin N. nach Solingen, Dr. Ernſt 
von Berlin W. nach Hagen, Hartig 
von Breslau I nach Eſſen (Ruhr), 
Dr. Bannert von Niederbarnim NW. 
in Berlin nach Frankfurt a. M. I, 
Schürholz von Berlin C. nach Iſer⸗ 
lohn, von Korff von Linden nach 


Breslau I und Dr.-Ing. Heſſe von 


Wandsbek nach Duisburg in der bis- 
herigen Amtseigenſchaft. 


zum Vorſitzenden, der Gerichtsaſſeſſor 
Gaertner daſelbſt zum ſtellvertreten⸗ 
den Vorſitzenden des Schiedsgerichts für 
die Arbeiterverſicherung im Eifenbahn- 
direktionsbezirke Kattowitz, 


der Regierungsrat Winkel in Caſſel zum ſtell⸗ 


vertretenden Vorſitzenden des Schieds⸗ 
gerichts für Arbeiterverſicherung Re⸗ 
gierungsbezirk Caſſel und Fürſtentum 
Waldeck und des Schiedsgerichts für 
die Arbeiterverſicherung im Eiſenbahn⸗ 
direktionsbezirke Caſſel. 


Den Gewerbeaſſeſſoren Böſe in Hagen, = 
Blüher in Magdeburg I, Dr. Roſebrock in 
Barmen, Mayer in Flensburg, Oelert in Dem zum 1. April 1908 in den Ruhe⸗ 
Teltow-Oſt in Berlin und Lohmann in ſtand getretenen Oberlehrer Goedecke an 
Altona iſt eine etatsmäßige Hilfsarbeiterſtelle der Baugewerkſchule in Deutſch⸗Krone iſt bei 
bei den bezeichneten Gewerbeinſpektionen ver- | feinem Ausſcheiden aus dem Staatsdienſte 
liehen worden. der Charakter als Profeſſor verliehen worden. 


III. Handels⸗Angelegenheiten. 


1. Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Buchten von Sebaſtopol. 


Die Einfahrt in die Buchten von Sebaſtopol ift von Sonnenuntergang bis Sonnen- 
aufgang Kauffahrteidampfern und Seglern verboten. Auf Kauffahrteiſchiffe, die verſuchen, 
dieſer Anordnung zuwiderzuhandeln, wird von den Küſtenbatterien Feuer eröffnet werden. 


2. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Betr. Verkehr mit gefälſchtem Honig. 
Berlin, den 1. April 1908. 

Aus den auf unſern Runderlaß vom 27. Mai 1905 (HM Bl. S. 158) eingegangenen 
Berichten haben wir gern erſehen, daß in allen Bezirken dem Verkehre mit Honig zur Ver⸗ 
hinderung von Übervorteilung des Publikums durch minderwertige, verfälſchte und nac- 
gemachte Erzeugniſſe Beachtung geſchenkt und vielfach eine Beſſerung der Handelsverhält⸗ 
niſſe erzielt worden iſt. Ew. uſw. erſuchen wir, den Honigverkehr auch weiter im Auge 
zu behalten; wir vertrauen, daß die in der Durchführung begriffene Verſtärkung der 
ahrungsmiktelfontrolle ein erfolgreiches Vorgehen gegen noch vorhandene Mißſtände er- 
eichtern wird. 

Jedenfalls muß verlangt werden, daß Fälſchungen und Nachahmungen von Honig in 
unzweideutiger Weiſe als ſolche im Handel erkennbar gemacht werden. Wir verweiſen dies⸗ 
bezüglich auf die gerichtlichen Erkenntniſſe, die in Band VII der Auszüge aus gerichtlichen 
Entſcheidungen, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln uſw. Beilage zu den Ver⸗ 
öffentlichungen des Kaiſerlichen Geſundheitsamtes 1907 — Seite 433 ff., namentlich unter 
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Nr. 4, 5, 6, 9, 10, 11, 13, 15, 16 wiedergegeben und in den abſchriftlich beifolgenden 
Urteilen der Landgerichte in Landsberg a. W. und Crefeld vom 24. September 1906 und 
24. Juli 1907 enthalten ſind. 

Bei den gerichtlich anhängig zu machenden Fällen von irreführenden Bezeichnungen 
wird es ſich empfehlen, entſprechend den wiederholten Gerichtsentſcheidungen darauf hinzu⸗ 
weiſen, wie das Publikum keineswegs aus dem niedrigen Preiſe einer nicht deutlich als 
Kunſtprodukt gekennzeichneten Ware entnehmen kann, daß es nicht reinen Honig enthält, 
wie es vielmehr nur ein beſonders günſtiges Angebot reinen Honigs zu erhalten glaubt. 

Wo der Vertrieb von Honig durch umherziehende Händler ſtattfindet, iſt deren Ware 
beſonders ſtreng zu überwachen, auch iſt bereits bei etwaiger Probeentnahme die Perſon 
des Händlers ſo genau feſtzuſtellen, daß beim Nachweis einer ſtrafbaren Handlung die 
Strafverfolgung eintreten kann. z 

Zum 1. April 1910 ſehen wir einem Bericht über das Veranlaßte und die weiteren 
Beobachtungen entgegen. Dabei iſt auch anzugeben, welche Fabriken von Honigſurrogaten 
im Bezirke vorhanden ſind und welchen Umfang ungefähr ihre Produktion hat. 


Der Miniſter Der Miniſter für Land⸗ Der Miniſter Der Miniſter der geiſtlichen, 


für Handel und wirtſchaft, Domänen und des Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Gewerbe. Forſten. Innern. Angelegenheiten. 
Im Auftrage. Im Auftrage. In Vertretung. Im Auftrage. 
v. d. Hagen. Küſter. Holtz. Förſter. 


IIb 2690 M. f. H. — 1A IIe 1904 M. f. L. — IIa 3156 M. d. J. — M. 9223 1. ung. M. d. g. A. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Anlage 1. 


In der Strafſache gegen den Kaufmann N. in L. wegen Vergehens gegen das 
Nahrungs- und Wettbewerbsgeſetz hat auf die von der Königlichen Staatsanwaltſchaft gegen 
das Urteil des Königlichen Schöffengerichts zu L. vom 10. Juli 1906 eingelegte Berufung 
die erſte Strafkammer des Königlichen Landgerichts in L. in der Sitzung vom 24. Sep⸗ 
tember 1906 für Recht erkannt: Das Urteil wird aufgehoben. 

Der Angeklagte wird wegen Vergehens gegen § 10 Nr. 2 des Geſetzes vom 14. Mai 
1879 und gegen § 4 des Reichsgeſetzes vom 27. Mai 1896 zu 150 %, im Unvermögens⸗ 
falle für je 10 l zu 1 Tag Gefängnis und in die Koſten des Verfahrens, auch die durch 
die polizeiliche Unterſuchung erwachſenen Koſten, verurteilt. 


Gründe: 

Das Schöffengericht hat den Angeklagten freigeſprochen Gegen dieſes am 10. Juli 
1906 verkündete Urteil iſt von der Staatsanwaltſchaft die Berufung eingelegt. Der Sach⸗ 
verhalt iſt in Übereinſtimmung mit dem Vorderurteil und zwar wie folgt ermittelt: Der 
Angeklagte betreibt hier ein Honigverſandgeſchäft unter der Firma „Gebrüder N.“, und 
zwar führt er echten Bienenhonig und auch Kunſthonig, welcher aus einem Teile Bienen⸗ 
honig, hauptſächlich aber aus ſogenanntem Invertzucker mit Waſſer beſteht und in einer 
Fabrik in W. hergeſtellt wird. Dieſes Kunſtprodukt benennt er in ſeinem Geſchäft „Prä⸗ 
parierter Tafelhonig“. Er verkauft ihn in Büchſen, Kannen und Eimern, welche eine Eti⸗ 
kette mit der vorbezeichneten Benennung tragen. Auf der in jedem Eimer befindlichen Poſt⸗ 
beſtellkarte wird der Honig teils als Zuckerhonig, teils als Kaffeekannenhonig, teils als 
Büchſenhonig, teils auch bloß als Honig bezeichnet. Der Angeklagte hat in der Nummer 
der „Deutſchen Warte“ vom 7. November 1905 folgendes Inſerat erlaſſen: 


Pr. Tafel⸗Honig. 
(Sodann iſt eine Kaffeekanne und ein Eimer mit einem das Wort „Honig“ 
tragenden Etikett abgebildet.) 
5 Pfd.⸗Kaffeekanne 10 Pfd.⸗Emaille⸗Eimer 
2,75 M. 4,25 M. 
verſenden franko gegen Nachnahme Gebrüder N. 
In jedem Eimer befindet ſich ein Gutſchein. 


Ana 
gen 
5 2. 
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Auf dieſe und gleichartige Einrückungen haben fich Käufer für den Honig gefunden 
und es ſind ihnen auf ihre Beſtellung Quantitäten des vorbezeichneten Honigs in Kaffee 
kannen oder Eimern der beſchriebenen Art überſandt worden. Wie der Angeklagte unmwider- 
legt behauptet, ſind ſie mit der ihnen gelieferten Ware zufrieden geweſen und haben Nach⸗ 
beſtellungen gemacht. 

Der vorſtehende Sachverhalt enthält die Merkmale der dem Angeklagten zur Laſt ge⸗ 
legten Vergehen gegen das Nahrungs⸗ und Wettbewerbsgeſetz. Daß es ſich bei dem frag⸗ 
lichen Honig um ein nachgemachtes oder ein verfälſchtes Nahrungsmittel handelt, unterliegt 
keinem Zweifel und wird vom Angeklagten ſelbſt nicht in Frage geſtellt. Der Angeklagte 
hat es aber auch unter Verſchweigung dieſes Umſtandes verkauft ſowie auch unter einer 
zur Täuſchung geeigneten Bezeichnung feilgeboten. Die Bezeichnung, welche der Angeklagte 
ſeinem verfälſchten Honig in der öffentlichen Ankündigung gab: „Pr. Tafel-Honig“ enthält 
weder die Angabe, daß eine Nachahmung vorliegt, ſie wirkt im Gegenteil irreführend. Denn 
wenn auch Kenner und Eingeweihte aus dem niedrigen Preiſe des Honigs folgern mögen, 
daß es ſich um reinen Bienenhonig nicht handeln könne, ſo wird eine ſolche Kenntnis bei 
vielen anderen Perſonen auch nicht vorhanden ſein; dieſe werden vielmehr geneigt fein, 
unter „Tafel-“ Honig nicht einen Kunſthonig, ſondern ſogar eine beſonders gute Art Honig, 
entſprechend der Bezeichnung Tafelobſt, Tafelbier, zu verſtehen. Da zukommt dann noch die 
Bezeichnung in der Ankündigung als „Pr. Tafel- Honig, was von jedem Unbefangenen 
nur als „Prima“, d. h. nach dem kaufmänniſchen Sprachgebrauch „beſter“ Tafelhonig auf⸗ 
gefaßt werden kann. Die Entſchuldigung, die der Angeklagte für die Abkürzung „Pr.“ 
ſtatt „Präpariert“ in der Ankündigung gibt, ift nicht ſtichhaltig, denn wenn er jagt, es feien 
durch das Wort „Präp.“ größere Inſertionskoſten entſtanden, ſo widerlegt ſich dies durch 
den Augenſchein, da in der Druckzeile noch genügend Platz für mehrere weitere Buchſtaben 
war. Das Gericht hegt keinen Zweifel, daß durch jene Abkürzung der Angeklagte ge⸗ 
fliſſentlich die Täuſchung, es handele ſich um beſte Ware, hervorrufen wollte, und daß er 
gerade in dieſer Abſicht die Abkürzung gewählt hat, ferner, daß, wenn nicht alle, ſo doch 
viele Abnehmer getäuſcht worden find. Nicht erheblich erſcheint hierbei, daß der Angeklagte 
auf die Gefäße des überſandten Honigs Etikette mit der Bezeichnung „Präp. Tafel⸗Honig“ 
geklebt hatte. Der Kauf war zuſtande gekommen durch die vom Angeklagten angenommene 
Beſtellung der auswärtigen Käufer, welche auf Grund der Annonce beſtellt hatten. Daß 
die Käufer nach Empfang, möglichenfalls aus der Etikette, die Beſchaffenheit der Ware als 
eine nachgemachte erkannten, berührt das durch den Verkauf unter Verſchweigung dieſes 
Umſtandes bereits vollendete Vergehen nicht. Übrigens kann auch mit Grund in Zweifel 
gezogen werden, ob die Bezeichnung „Präp. Tafel⸗Honig“ eine ſolche iſt, welche die Ware 
als eine nachgemachte kennzeichnet. Präpariert iſt ein ſehr unbeſtimmtes Wort und kaun 
ebenſowohl als ein beſonders zugerichteter, gereinigter und verbeſſerter Honig, mithin als 
verbeſſerter wirklicher Honig aufgefaßt werden. 

Zugleich enthält das Vergehen des Angeklagten einen Verſtoß gegen das Wettbewerbs- 
geſetz vom 27. Mai 1896 § 4. Daß der Angeklagte mit Abſicht gehandelt hat, iſt ſchon 
hervorgehoben. Er hat nun in der Abſicht, den Anſchein eines beſonders günſtigen An⸗ 
gebots hervorzurufen, nämlich indem die Abnehmer glauben ſollten, daß ſein Prima „Tafel⸗ 
Honig“ als wirklicher beſter Honig beſonders preiswert ſei, in öffentlicher Bekanntmachung, 
dem Inſerat in der „Deutſchen Warte“, über die Beſchaffenheit und die Herſtellungsart 
ſeines Tafel⸗Honigs zur Irreführung geeignete Angaben tatſächlicher Art gemacht, und nicht 
bloß allgemeine Anpreiſungen waren dieſe Angaben inſofern, als die Mehrzahl des Publi⸗ 
kums unter Pr. Tafel-Horig, wie ſchon bemerkt, beſten Bienenhonig, nicht Kunſthonig, alſo 
etwas tatſächlich anderes verſteht. Die beiden Geſetzesverletzungen, deren ſich der An⸗ 
geklagte hiernach ſchuldig gemacht hat, ſtehen in einheitlichem Zuſammenhange miteinander, 
denn ſie beruhen nicht bloß auf einem einheitlichen Entſchluſſe, ſondern bilden eine Ge- 
ſamthandlung, deren weſentliches Tatbeſtandsmerkmal in der irreführenden Bekanntmachung 
liegt, richten ſich auch gegen dasſelbe Rechtsgut, weil beide in Frage kommenden Geſetze 
ſich auf die Verhütung von Vermögensbeſchädigungen durch Täuſchungen über die Be⸗ 
Paneer 75 Verkehre beſtimmter Waren richten (vergl. RG. in Strafſ. Bd. 11 S. 355 ff. 

eſ. S. 360). 

Es war demnach feſtzuſtellen, daß der Angeklagte im Inland, im Jahre 1905 durch 
eine und dieſelbe Handlung, 

a) wiſſentlich ein Nahrungsmittel, welches nachgemacht oder verfälſcht war, unter 
Verſchweigung dieſes Umſtandes verkauft und unter einer zur Täuſchung geeig⸗ 
neten Bezeichnung feilgeboten, 
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b) in der Abficht, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, 
in einer öffentlichen Bekanntmachung über die Beſchaffenheit und Herſtellungsart 
einer Ware unwahre und zur Irreführung geeignete Angaben tatſächlicher Art 
gemacht hat, ſtrafbar nach § 10 Nr. 2 Reichsgeſ. vom 14. Mai 1879, be⸗ 
treffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln uſw., § 4 Reichsgeſ. vom 27. Mai 
1896 zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes in Verbindung mit $ 73 
Reichsſtrafgeſetzbuchs. 


Bei der zur Anwendung kommenden Strafausmeſſung nach der erſten der an⸗ 
geführten Geſetzesbeſtimmungen iſt erwogen, daß es ſich bei dem Angeklagten um den erſten 
Fall derartiger Vergehen handelt, andererſeits, daß ſein Umſatz in dem verkauften, unter 
täuſchenden Bezeichnungen feilgebotenen Kunſthonig ein ziemlich großer geweſen iſt. Hier⸗ 
nach erſchien eine Geldſtrafe von 150 M, an deren Stelle im Unvermögensfalle nach § 29 
St. G.B. für jede 10 M ein Tag Gefängnis treten fol, angemeſſen. Von der ſeitens der 
Anklagebehörde weiter beantragten Veröffentlichung der Verurteilung und Einziehung des 
feilgebotenen Tafelhonigs beim Angeklagten (§§ 16, 15 Nahrungsmittelgeſetz) ift Abſtand 
genommen, weil der erſte Fall ſtrafbarer Übertretung des Geſetzes vorliegt. 

Die Koſten des Verfahrens hat der Angeklagte zu tragen und zwar einſchließlich der 
infolge polizeilicher Unterſuchung des Honigs erwachſenen Koſten (§§ 497 St. P. O., § 16 
Abſ. 4 Nahrungsmittelgeſetz). Demgemäß ift unter Aufhebung des Vorderurteils erkannt. 


Anlage 2. 


In der Strafſache gegen den Kaufmann N. wegen Vergehens gegen das N. M.⸗ 
Geſetz und wegen unlauteren Wettbewerbes hat die I. Ferien⸗Strafkammer des Königl. Land⸗ 
gerichts in L. in der Sitzung vom 24. Juli 1907 für Recht erkannt: 

Der Angeklagte wird wegen Vergehens gegen § 10 Abſ. 1 des Nahrungsmittelgeſetzes 
vom 14. Mai 1879 in einheitlichem Zuſammenhange mit einem Vergehen gegen § 4 des 
Geſetzes, betreffend die Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, vom 27. Mai 1896 zu 
einer Geldſtrafe von Dreißig Mark, im Unvermögensfalle zu ſechs Tagen Gefängnis koſten⸗ 
pflichtig verurteilt. 

Gründe: 

Der Angeklagte hat im April 1906 ein Honig⸗ und Wachswerk käuflich erworben. 
Er ſtellt in ihm hauptſächlich eine ſyrupartige Flüſſigkeit her, die er unter verſchiedenen Be⸗ 
zeichnungen, die den Zuſatz Honig enthalten, in den Verkauf bringt und in Inſeraten zum 
Kaufe angeprieſen hat. So enthält die Nr. 48 der landwirtſchaftlichen Zeitſchrift für die 
Rheinprovinz vom 30. November 1906 folgendes Inſerat: „Honig kandiert, vorzügliches 
Genußmittel, billiger wie Obſt und Kraut; 10 Pfund⸗Eimer 4,20 M 

30 Pfund 11,50 AM 
franko Nachnahme. Honigwerk N.“ 

Nachdem gegen den Angeklagten wegen des Anpreiſens dieſes kandierten Honigs 
der Bienenzucht⸗Verein N. Strafantrag wegen Vergehen gegen das Geſetz über den 
unlauteren Wettbewerb geſtellt hatte, hat der Angeklagte, wie er glaubhaft verſichert 
hat, die Anpreiſung von „Honig kandiert“ unterlaſſen und nunmehr „Zuckerhonig“ in In⸗ 
ſeraten angeboten. So enthält die Nr. 2 der Landwirtſchaftlichen Zeitſchrift für uſw. vom 
11. Januar 1907 folgende Annonce: „Zuckerhonig, vorzügliches Genußmittel, billiger wie 


Obſtkraut, 
10 Pfund⸗Eimer 4,20 M, 
30 Pfund 11,50 M, 
franko Nachnahme Honigwerk N.“ 
Der Angeklagte hat zugegeben, außer in den beiden erwähnten Exemplaren vom 


30. November 1905 und vom 11. Januar 1907 auch in anderen Nummern dieſer Blätter 
die gleichen Annoncen veröffentlicht zu haben. 


Die chemiſche Unterſuchung des vom Angeklagten in den Verkehr gebrachten Kunſt⸗ 
honigs durch den Sachverſtändigen hat ergeben, daß er nur etwa 5 bis 10 Prozent Bienen⸗ 
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honig feinem Produkte zugeſetzt hat. Der Angeklagte beſtreitet, eine Täuſchung des kaufen⸗ 
den Publikums beabſichtigt zu haben, ſtellt auch in Abrede, daß eine Täuſchung des Publikums 
möglich geweſen ſei ſchon mit Rückſicht auf den auffallend niedrigen Preis des angebotenen 
Honigs und die Zuſätze „vorzügliches Genußmittel“. 

Die vernommenen Sachverſtändigen ſtimmen darin überein, daß die Bezeichnung, 
„Honig kandiert“ für das vom Angeklagten in den Verkehr gebrachte Produkt unzuläſſig 
und geeignet ſei, das kaufende Publikum über die Zuſammenſetzung des angebotenen Produkts 
zu täuſchen. Im Verkehre werde unter Honig das Naturprodukt von Bienen, der von den 
Bienen aus den Pflanzen gezogene Zuckerſtoff, verſtanden, den ſie nach Verarbeitung in 
ihren Körper in Wachsſcheiben produzieren. Unter „Honig kandiert“ könne nach der 
ſowohl im Publikum als auch in den Kreiſen der Sachverſtändigen angenommenen Anſicht 
nur feſtgewordener Naturhonig verſtanden werden, nicht aber ein Zuckerprodukt, dem ein 
minimaler Prozentſatz von Naturhonig zugeſetzt ſei. Bezüglich der Bezeichnung „Zucker⸗ 
honig“ gehen die Anſichten der Sachverſtändigen auseinander. Nach dem Gutachten 
der Sachverſtändigen Z. und N. iſt auch der „Zuckerhonig“ nach der Art ſeiner 
Zuſammenſetzung und nach der Auffaſſung des Durchſchnittspublikums in dieſer Be- 
ziehung nicht genügend als Kunſtprodukt gekennzeichnet. Das von dem Angeklagten 
verkaufte Produkt iſt danach, da das Hauptgewicht auf dem Worte „Honig“ liegt, 
trotz der Vorausſetzung des Wortes „Zucker“ nicht geeignet, dem nicht ſachverſtändigen 
Publikum klar zu machen, daß es ſich nicht um ein nur geringe Mengen von Naturhonig 
enthaltenes Surrogat handelt, es deute vielmehr nach ſeiner Bezeichnung darauf hin, daß 
ein beſonders mit Zucker durchſetzter Honig zu kaufen ſei. Dagegen vertreten die Sach⸗ 
verſtändigen M. und P. den Standpunkt, daß das von dem Angeklagten angeprieſene und 
in den Handel gebrachte Produkt trog des geringen Zuſatzes von Naturhonig keine ungu- 
läſſige und zur Täuſchung des Publikums geeignete Bezeichnung erfahren habe, daß ein 
Produkt, das auch 5 bis 10 Prozent und im übrigen im weſentlichen aus Importzucker 
beſtehe, vielmehr zuläſſigerweiſe als Zuckerhonig bezeichnet werden dürfe. 

Dem Angeklagten wird zur Laſt gelegt, ſich eines Vergehens gegen § 10 des Nahrungs⸗ 
mittelgeſetzes und gegen § 4 des Geſetzes über den unlauteren Wettbewerb ſchuldig gemacht 
zu haben. 

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme iſt er zunächſt des Vergehens gegen § 10 
Abſ. 1 des erſtgenannten Geſetzes überführt. Das Gericht iſt, ſowohl was die Bezeichnung 
„Honig kandiert“ als auch was diejenige „Zuckerhonig“ anlangt, den Gutachten der Sad- 
verſtändigen Z. und N. gefolgt. Danach hat der Angeklagte durch die Herſtellung feiner 
Produkte, die im weſentlichen aus Importzucker beſtanden und nur zu einem ganz geringen 
Teile Bienenhonig enthielten, Honig nachgemacht. Denn er hat eine Sache hergeſtellt, 
welcher der Schein, nicht aber dasjenige gegeben wird, was nach Verkehrsbegriffen Weſen 
und Gehalt einer anderen (echten) Sache ausmacht. Das von dem Angeklagten hergeſtellte 
Produkt ſollte nach feinem Inhalt als weſentliches Honig enthalten, während es in Wirt- 
lichkeit nur den äußeren Schein desſelben enthielt. 

Das Gericht hat feſtgeſtellt, daß dem Angeklagten unbedingt bewußt geweſen iſt, daß 
die von ihm gewählten Bezeichnungen nicht auf das von ihm hergeſtellte Kunſtprodukt zu⸗ 
trafen, jedenfalls in keiner Weiſe auf ein nach ſeinen Beſtandteilen im weſentlichen des 
Honigs entbehrendes Kunſtprodukt hindeuteten. 

Der Einwand des Angeklagten, daß eine Täuſchung des Publikums ausgeſchloſſen 
geweſen ſei, greift nicht durch. Es mag richtig ſein, daß eine Reihe von ſachverſtändigen 
Kunden aus den billigen Preiſen entnommen haben, daß der Angeklagte keinen echten, 
ſondern Kunſthonig verkaufen wolle. 

Dagegen hat das Gericht nach freiem Ermeſſen und geſtützt auf die Gutachten der 
Sachverſtändigen Z. und N. feſtgeſtellt, daß das große Durchſchnittspublikum über die 
Preiſe von Kunſt⸗ und Naturhonig nicht aufgeklärt iſt, daß es vielmehr ſich über den 
Preisunterſchied beim Leſen der Annoncen wie beim Einkaufe keine Gedanken macht, ſich 
vielmehr lediglich von dem Beſtreben leiten läßt, das günſtige Kaufgebot zu benutzen. Der 
Augeklagte hat das Bewußtſein, daß die Bezeichnungen ſeines Produkts eine Täuſchung 
des Publikums in dieſer Richtung bewirken könnten, gleichfalls unbedingt gehabt, ſo daß 
das Gericht weiterhin feſtgeſtellt hat, daß der Angeklagte den Kunſthonig zum Zwecke der 
Täuſchung des Publikums nachgemacht hat. Daß das Kunſtprodukt des Angeklagten als 
Nahrungs⸗ ‚und Genußmittel in den Handel gebracht werden ſollte und gebracht worden 
ijt, ergibt fich aus der Sachlage und aus den Inſeraten ohne weiteres. 
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Hiernach iſt tatſächlich feſtgeſtellt worden, daß der Angeklagte zu N. in den Jahren 
1906 und 1907 zum Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr Nahrungs- und Genuß⸗ 
mittel nachgemacht hat. 

Er hat ſich ſomit gegen § 10 Nr. 1 des Nahrungsmittelgeſetzes vom 14. Mai 1879 
vergangen. 

Der Angeklagte hat fich ferner durch die Inſerate eines Vergehens gegen § 4 des 
Geſetzes über den unlauteren Wettbewerb ſchuldig gemacht. Der gemäß § 12 dieſes Geſetzes 
erforderliche Strafantrag iſt unter dem 17. Januar 1907 von dem Bezirksvorſteher des 
Imkervereins für den Bezirk N. geſtellt worden. Nach den Satzungen dieſes Vereins 
iſt der Bezirksvorſteher — daß dies der Antragſteller iſt, hat er unter feinem Eide be- 
kundet — zur Vertretung des Vereins nach außen berechtigt. 

Aus den obigen Ausführungen ergibt ſich zugleich die weitere Feſtſtellung, daß der 
Angeklagte durch die Inſerate über die Beſchaffenheit und Herſtellungsart des in Frage 
kommenden Honigs wiſſentlich unwahre Angaben tatſächlicher Art gemacht hat. Denn es 
iſt dargelegt, daß die Bezeichnungen „Honig kandiert“ und „Zuckerhonig“ nur als Be⸗ 
arbeitung von Bienenhonig zu verſtehen ſind, und daß der Angeklagte dies auch gewußt 
hat. Es iſt ferner bereits ausgeführt, daß ſeine Angebote von „Honig kandiert“ und 
„ geeignet waren, das Publikum über die Art des angebotenen Honigs zu 
täuſchen. 

Es kann ſchließlich keinem Bedenken unterliegen, daß er durch ſein Vorgehen beabſichtigt 
hat, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, und dadurch die 
Imker im Wettbewerbe zurückzudrängen. Wenn der Angeklagte geltend macht, daß in den 
Zeitungen ſich viele Inſerate gleichen oder ähnlichen Inhaltes fänden und daß er deshalb 
nicht habe annehmen können, daß er durch ſeine Inſerate ſich ſtrafbar mache, ſo kann ihn 
das nicht entſchuldigen. Denn einmal kann ihn der Umſtand, daß andere Perſonen ſich in 
gleicher Weiſe vergangen haben, nicht vor Strafe ſchützen, ſodann eben ſo wenig eine Un⸗ 
kenntnis des Strafgeſetzes. > 

Es war hiernach weiterhin feſtzuſtellen, daß der Angeklagte in N. in den Jahren 1906 
und 1907 in der Abſicht, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen, 
in öffentlichen Bekanntmachungen und in Mitteilungen, welche für einen größeren Kreis 
von Perſonen beſtimmt ſind, über die Beſchaffenheit und Herſtellungsart von Waren 
wiſſentlich unwahre und zur Irreführung geeignete Angaben tatſächlicher Art gemacht hat, 
und zwar in einheitlichem Zuſammenhange mit dem oben feſtgeſtellten Vergehen gegen 
§ 10 Nr. 1 des Nahrungsmittelgeſetzes. 

Der Angeklagte war daher gemäß § 10 Nr. I a. a. O. und § 4 des Geſetzes vom 
27. Mai 1896, § 73 St.⸗G.⸗B. zu beſtrafen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Geſchäftsbetrieb der Gefindevermicter und Stellenvermittler. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe hat durch Erlaß vom 31. März d. Is. 
— II 2410 — entſchieden, daß Zigarren zu den Verzehrungsgegenſtänden im Sinne der 
Nummer 16 der Vorſchriften vom 5. März 1907, betreffend den Geſchäftsbetrieb der 
Geſindevermieter und Stellenvermittler, (HM Bl. S. 55) gehören. 


— — * 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Gebühren für Dampffaßunterſuchungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. April 1908. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 7. Januar d. J. (HM Bl. S. 24). 


Die vom Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereine für den Regierungsbezirk Aachen mit dem 
Berichte vom 21. März d. Is. vorgelegte Gebührenordnung für die regelmäßige Prüfung 


der Dampffäſſer feiner Mitglieder ift gemäß § 4 des Geſetzes vom 8. Juli 1905 (GS. 
S. 317) heute von mir genehmigt worden. Darnach iſt der Verein befugt, eine Jahres⸗ 
gebühr von 11% für das erſte, von 10 / für jedes fernere Dampffaß desſelben Betriebs 
oder Beſitzers zu erheben. Letztere Gebühr iſt auf 7,0 / zu ermäßigen, wenn nach der 
Beſchaffenheit der Dampffäſſer und nach der Art des Betriebs auf gleichzeitige Erledigung 
der ſämtlichen inneren Unterſuchungen und Druckproben des Beſitzers gerechnet werden kann. 
Der Verein iſt verpflichtet, dafür alle 2 Jahre eine innere Unterſuchung, alle 8 Jahre 
uf Waſſerdruckprobe und in den übrigen Jahren eine äußere Unterſuchung aus⸗ 
zuführen. 


Im Auftrage. 
III 3059. Neumann. 


überſicht über die von den Gewerbe⸗ und Waſſerbau⸗Inſpektionen, den Bergrevierbeamten, den 
anweiſung von den amtlichen Prüfungen befreit ſind, im Laufe des Etatsjahrs 1906 


Außere 
Beſtand am 31. März 1906 | Beſtand am 31. März 1907 
f 3 i Unter-| Unterjuchung 
Überwacht ſchied 
Keſſel Keſſel od.— 
von den feft- beweg⸗ feſt⸗ beweg⸗ egen] Tegel auber» 
. i zu I Schiffs. zu⸗ geg ordent⸗ 
ſtehende liche ſammen ſtehende liche ſammen 1906 | mäßige Ede 
PP y —— EEE EEE 
Gewerbeinſpektionen 372 218 143 733 337 65 159 561— 172 279 24 
Waſſerbauinſpektionen DERAT 18' 23 5 18 2 16 . 
Dampfkeſſel⸗Über⸗ 
wachungsvereinen | 
im ftaatlihen Auf- | 
trage 18062 14-696 302 30 150] 17 628 12 152 409 830189[+ -39| 20 522 127 
für Vereinsmitglieder] 52 050, 14 302| 2 637 68 989| 54 287| 15 691 2903 72 8811 38921121 367 985 
Bergrevierbeamten . . . 2431 497 . | 2928| 2197 549 2 746|— 182| 1543 49 


Beſitzern, die nach den $$ 2 | 
und 5 der Keſſelan⸗ 
weiſung von den amt⸗ 
lichen Prüfungen befreit | 
m 21213 1699| 1375 325, 13 1713l+ 14| 1340 1 


zuſammen . .|74 294 27025 3 203 104 522| 75 829 28 782 3 502 108 11304 3591145 067 1786 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Bleivergiftungen in Franſenkuüpfereien. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. März 1908. 


à Die Erhebungen über Franſenknüpfereien (zu vergl. Erlaß vom 26. April v. Ar 
OMBI. S. 147) haben ergeben, daß Franſen aus ſchwarzen Seidengarnen nur in einzelnen 
Bundesſtaaten, in geringem Umfang und zumeiſt nur zeitweiſe angefertigt werden. Mit 
Bleiſalzen beſchwerte Garne finden in Deutſchland wenig Verwendung. Daher ſind Blei 
erkrankungen bei den Arbeiterinnen bisher nur ganz vereinzelt und in geringem Grade 
feſtgeſtellt worden. In Übereinſtimmung mit den beteiligten Bundesregierungen hält deshalb 
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Betr. Gebühren für Dampffaßunterſuchungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. i 
Berlin W. 66, den 7. April 1908. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 7. Januar d. J. (HMBL. S. 24). 

Die vom Bergiſchen Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereine zu Barmen vorgelegte Gebühren— 
ordnung für die regelmäßige Prüfung der Dampffäſſer ſeiner Mitglieder iſt gemäß § 4 des 
Geſetzes vom 8. Juli 1905 (GS. S. 317) heute von mir genehmigt worden. Darnach 
iſt der Verein befugt, eine Jahresgebühr von 11 Æ für das erſte, von 7,0 M für 
jedes fernere Dampffaß desſelben Betriebs oder Beſitzers zu erheben und verpflichtet, 
dafür alle 2 Jahre eine innere Unterſuchung, alle 8 Jahre eine Waſſerdruckprobe und in 
den übrigen Jahren eine äußere Unterſuchung auszuführen. 


Im Auftrage. 
III 3058. Neumann. 


Dampfkeſſel⸗überwachungsvereinen und den Beſitzern, die nach den §§ 2 und 5 der Keſſel⸗ 
überwachten Dampfkeſſel und die an ihnen ausgeführten Druckproben, Abnahmen uſw. 


Waſſer⸗ a 
x ſſerdruck ; Bore ſuchung 
Innere Unterſuchung Waſſerdruckproben 119 85 Schluß⸗ prüfung von Un⸗ Unter 
obe allen, 
neuer abe von Ge- die zur ſuchung 


5 nahme nehmi⸗ ſofor⸗ von Bemerkungen 
außer⸗ nach nach außer⸗ nach fund neu 


regel: regel» sell: von gungs- tigen Explo⸗ 
8 s geneh⸗ Außer⸗ 
Er ordent- § 18 § 32 21 ordent- tepas 2 Keſſeln Gez 99 1 ſionen 
mäßige liche Abs. 2 Abf g mäßige iche pa» migter en 
e führten 
_ ww.kæãũ 0k ] ³ ³ o l 
128 13 4 1 67 9 12 24 150 154 | 
9 3 1| | 
7702 631 736 85] 5 470 335 624] 1050 1773) 2068 2 
30 527 1411| 1 552 83] 10 979 496; 1893| 6999 6422| 6718 148 13 
539 24 38 1 234 19 98 105 181 iay 12) 2 
| | 
386 8 266 1 49] 141 134 12 18 
— ĩ e e ee Tg a 


39 291 2082 2419 170] 17 019 860 2676| 8319 8661 9129 202 16 


der Herr Reichskanzler den Erlaß von Bundesratsvorſchriften zum Schutze der Frauſen 
knüpferinnen zur Zeit nicht für notwendig. Indem ich Sie hiervon in Kenntnis ſetze, erſuche 
ich Sie, die Gewerbeaufſichtsbeamten darauf hinzuweiſen, daß ſie der Angelegenheit fort- 
dauernd Aufmerkſamkeit zu widmen haben. 


In Vertretung. 
III 2820. Dr. Richter. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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V. Gewerbliche Unterrichtsaugelegeuheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. Verwaltung, Reviſion und Rechnungslegung der Kaſſen der ſtaatlichen gewerblichen 
Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. . 
a. Berlin W. 66, den 31. März 1908. 
88181 Anbei laſſe ich Ihnen Abdrücke der unter dem heutigen Tage im Einvernehmen 


aM 


mit dem Herrn Finanzminiſter und der Oberrechnungskammer von mir erlaſſenen 
Anweiſung über die Verwaltung, Reviſion und Rechnungslegung der Kaſſen der ſtaatlichen 
gewerblichen Fachſchulen im Bereiche der Handels- und Gewerbeverwaltung nebſt der 
gleichen Zahl von Abdrücken dieſes Erlaſſes zu weiterer Veranlaſſung zugehen. Sie 
wollen je 3 Abdrücke alsbald jeder ſtaatlichen gewerblichen Fachſchule Ihres Bezirkes für 
den Anſtaltsleiter (die Vorſteherin), den Kaſſenführer und die Schulakten überweiſen. Die 
weiteren Abdrücke ſtelle ich Ihnen mit dem Erſuchen zur Verfügung, je einen davon 
gegebenenfalls Ihrem Regierungs- und Gewerbeſchulrate zu übermitteln. 

Die Anweiſung tritt nach der Beſtimmung in ihrem § 65 am 1. April d. J. in 
Kraft. Ich will jedoch geſtatten, daß die gegenwärtig benutzten Formulare zum Gin- 
nahme- und Ausgabe⸗Journal, Einnahme- und Ausgabe-Manual nebſt Aſſervaten⸗ und 
Vorſchuß⸗Manual, zum Einnahme⸗Poſtbuch und zur Schulgeld-Hebelifte (88 21 bis 23 und 31) 
bis zum Schluſſe des Etatsjahrs 1908 weiterbenutzt werden. Vom 1. April 1909 ab iſt 
aber nur noch das in der Anweiſung vorgeſchriebene Formular für die Kaſſenbücher und 
die Hebeliſte zu verwenden. 

Ich weiſe noch beſonders darauf hin, daß durch die Vorſchrift über die Berechnung 
des Schulgelderlaſſes im § 30 der Anweiſung der Runderlaß vom 28. Februar 1902 
(HM Bl. S. 116) aufgehoben ift und daß die Beſtimmungen im $ 16 der Dienſt⸗ 
anweiſung für die Direktoren der Königlichen Fachſchulen für das Baugewerbe und 
für die Eiſen⸗ und ſonſtige Metallinduſtrie vom 22. Auguſt 1901 (HM Bl. S. 414) durch 
die Vorſchriften in den SS 2, 24, 26, 51 bis 53, 59 und 64 der vorliegenden Anweiſung 
erſetzt werden. 

Im übrigen behalte ich mir vor, die in Betracht kommenden Fachſchulkaſſen zu 
geeigneter Zeit von einem Rechnungsbeamten meines Miniſteriums beſichtigen und dabei 
feſtſtellen zu laſſen, ob die Vorſchriften der neuen Anweiſung genau befolgt werden. 

Auf die Kaſſen der Navigationsſchulen und Vorſchulen ſowie der Fachſchulen für 
Seedampfſchiffsmaſchiniſten findet die Anweiſung bis auf weiteres keine Anwendung. 


IV 3637. Delbrück. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


— 9 2 vr 
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